
Die Erfahrungen haben gelehrt, daß die Grundsätze der 
Blockarbeit von vielen Funktionären und Mitgliedern noch 
nicht verstanden werden. Sie gehen formal an die Arbeit 
heran und verstehen nicht, nach den Prinzipien zu verfah­
ren, wie sie für die Blockarbeit, insbesondere in der Ent­
schließung der 1. Parteikonferenz vom Januar 1949, fest­
gelegt wurden:

„Die Zusammenarbeit im Block muß darauf gerichtet sein, 
die demokratischen Kräfte zu fördern und den Kampf gegen 
die reaktionären Kräfte zu führen, in welcher Maske sie immer 
auftreten mögen."

Die Arbeit im Block der Stadt Dresden war seit Bildung der 
SED von vornherein darauf gerichtet, sich nicht nur mit 
personellen Fragen, Wohnungs- und Gewerbeangelegen­
heiten zu beschäftigen, sondern insbesondere zu allen poli­
tischen Fragen Steilung zu nehmen, um die gemeinsamen 
Aufgaben auch gemeinsam zu lösen. Ob es sich um das 
Verbot des Kulturbundes zur demokratischen Erneuerung 
Deutschlands in den westlichen Sektoren Berlins handelt, 
ob es sich um eine Stellungnahme zur Londoner Außen- 
ministerkonferenz, zu den Volkskongressen, ob es sich um 
den Befehl 234 oder um die Stellungnahme zum Pariser 
Weltfriedenskongreß handelte, ob es um die Bildung des 
Berliner Magistrats oder um eine Stellungnahme ge^en das 
Ruhrstatut oder gegen die Verhaftung Max Reimanns ging, 
kurz, zu allen Fragen, die das Leben in der damaligen Ost­
zone und unseren nationalen Kampf um die Einheit und Unab­
hängigkeit Deutschlands betrafen, wurde im Block Stellung 
genommen, eine gemeinsame Auffassung festgelegt und die 
Maßnahmen besprochen, die sich für die Arbeit des Blocks 
in der Stadt Dresden daraus ergaben. Es blieb jedoch nicht, 
nu.r bei der Stellungnahme im Blockausschuß, sondern in 
mehrfach stattgefundenen gemeinsamen Funktionärver­
sammlungen wurden diese Fragen diskutiert und die Mei­
nung der Funktionäre aller Parteien und Organisationen in 
Entschließungen festgelegt.

Diese gemeinsame Arbeit bezog sich jedoch nicht nur 
auf die großen nationalen Lebensfragen unseres Volkes, 
sondern zugleich auch auf die örtlichen praktischen Auf­
gaben. Alle wichtigen politischen und kommunalpolitischen 
Fragen wurden immer zuerst im Block behandelt, um für 
die Durchführung auch eine gemeinsame Basis zu erreichen. 
Das hat in entscheidendem Maße dazu beigetragen, daß die 
Stadtverwaltung Dresden in der Organisierung ihrer Arbeit 
und in der Durchführung ihrer Aufgaben höchstwahrschein­
lich an der Spitze aller Städte in der Republik steht, daß 
sie in der Einführung fortschrittlich-demokratischer Maß­
nahmen sehr oft als erste Stadtverwaltung beispielgebend 
vorangegangen ist. Es seien nur folgende Dinge angeführt: 

Die B i l d u n g  v o n  S o z i a l K o m m i s s i o n e n ,  die 
nach der im Herbst 1947 erlassenen Verordnung zu erfolgen 
hatte, und ihre Aufgaben wurden nach einem Block­
beschluß in einer Konferenz aller Blockausschüsse der Stadt 
Dresden sehr eingehend und sehr ausführlich besprochen. 
Das hat viel zu einer guten Arbeit der Sozialkommissionen 
beigetragen.

Da sich die Anfragen der Bevölkerung an die Stadtver­
waltung und an die Stadtverordneten in zunehmendem 
Maße häuften, wurde im Block dazu Stellung genommen 
und beschlossen, regelmäßige S p r e c h s t u n d e n  d e r

S t a d t v e r o r d n e t e n  i n  d e n  S t a d t b e z i r k e n  
einzürichten, zu denen Stadtverordnete aller Fraktionen 
eingeteilt wurden.

. Das System der e h r e n a m t l i c h e n  M i t a r b e i t  
d e r  B e v ö l k e r u n g  an den Aufgaben der Stadtverwal­
tung hat in Form von Heranziehung von Nichtstadtverord­
neten in die Ausschüsse der Stadtverordnetenversammlung, 
in die in jedem Bezirk vorhandenen Wohnungsausschüsse, 
in die vielen Sozialkommissionen, und weiter von Haus­
und Straßenbeauftragten, von Lebensmittelkartenverteilern 
und Hausvertrauensfrauen Tausende von Kräften an der 
Durchführung der Aufgaben der Verwaltung beteiligt. Der 
Ausbau dieser ehrenamtlichen Mitarbeit hat außerordent­
lich viel zur Einsparung von Verwaltungskosten beigetra­
gen. Verbunden mit der unermüdlichen Aufklärungsarbeit 
sowohl der Stadtverwaltung wie des Blocks und dieser 
ehrenamtlichen Mitarbeiter war es möglich, für die viel­
fältigen Arbeitseinsätze beim Aufbau der Stadt Dresden 
jedesmal Zehntausende von Menschen zu mobilisieren.

Die Stadt Dresden hat nach entsprechenden, zum Teil 
sehr stürmischen Diskussionen im Block seit 1948 alle 
M a s s e n o r g a n i s a t i o n e n  a l s  v o l l b e r e c h ­
t i g t e  M i t g l i e d e r  m i t  S i t z  u n d  S t i m m e  in den 
verschiedensten Ausschüssen der Stadtverordnetenver­
sammlungen herangezogen.* 1)

Nach langen Diskussionen im Block war es möglich, in 
der Stadtverordnetenversammlung einen einstimmigen Be­
schluß zu fassen, daß die in den Stadtverordnetenausschüs­
sen mit Sitz und Stimme vorhandenen Nichtstadtverord­
neten auch als Berichterstatter vor dem Plenum der Stadt­
verordnetenversammlung auftreten können.

Nach langen, zum Teil schwierigen Diskussionen war es 
gelungen, durch Blockbeschluß zu erreichen, daß in der 
Stadtverordnetenversammlung nicht nur die Fraktionen An­
träge stellen und begründen können, sondern auch die in 
der Stadt Dresden vorhandenen Massenorganisationen un­
mittelbar Anträge einreichen und durch ihre Kreisvor- 
sitzendeh begründen lass.en, auch wenn sie nicht Stadtver­
ordnete sind.2)

Das sind nur einige wenige Beispiele, die zeigen, was 
man in gemeinsamer Arbeit durch den Block erreichen 
kann, wenn man von dem Grundsatz ausgeht, „daß die 
Festigung der Zusammenarbeit aller demokratischen Kräfte 
im Block und in der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland die wichtige politische Voraussetzung für die 
Sicherung des Friedens und die Wiedergeburt Deutschlands 
auf demokratischer Grundlage ist". (Aufruf des Parteivor­
standes zum Jahreswechsel.)

A n m e r k u n g e n  d e r  R e d a k t i o n :
1) Zu dieser Frage müssen die Erfahrungen noch gründlich studiert wer­

den. Mit einem formalen Beschluß über die Heranziehung aller Massen­
organisationen ist es nicht getan. Um ihre Mitarbeit in den Ausschüssen 
nicht von vornherein zu einer formalen Geste zu machen, darf man nicht 
darauf dringen, daß unbedingt a l l e  Massenorganisationen in a l l e n  
Ausschüssen vertreten sind.

2) Das ist unserer Meinung nach falsch. Anregungen und Anträge der 
Massenorganisationen sollten nur den Fraktionen zugeleitet werden. So­
fern diese Anträge berechtigt sind und ihre Erfüllung den Gesetzen 
unserer Regierung entspricht, werden unsere Genossen in der Gemeinde­
vertretung die aktivsten Helfer bei der Beratung und Beschlußfassung 
sein.
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